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Grenzwerten, sondern an den bei der Zulassung ermittelten Emissionen an, so daß zum Bei­
spiel Kleinwagen mit einem geregelten Katalysator, die bisher nur mit 750 DM Steuerbefrei­
ung gefördert worden sind, weniger stark besteuert werden als Mittelklassefahrzeuge, die die 
Euronorm einhalten und bisher mit 2.200 DM gefördert worden sind. 

Außerdem ergibt sich die gesamte Abgassteuerlast eines Fahrzeugs bei dem dualen Tarif aus 
der emissionsabhängigen jährlichen Abgassteuer und der fahrleistungsabhängigen Abgas­
steuer. Somit ließe sich eine eventuell höhere jährliche Belastung durch eine Verringerung 
der Fahrleistung ausgleichen, so daß die Gesamtbelastung gleich bleibt oder abnimmt. Dies 
würde dazu führen, daß hochemittierende oder viel Kraftstoff verbrauchende (also hochbe­
steuerte) Fahrzeuge von Vielfahrern verkauft und von Wenigfahrern erworben werden. 
Hochemittierende Fahrzeuge würden wenig genutzt, niedrigemittierende Fahrzeuge hinge­
gen viel. Diese Aufteilung der Nutzungsintensität ist ökologisch sinnvoll und daher 
erwünscht. Zudem würden sich auch Nachrüstungen mit Abgasreinigungssystemen steuer­
senkend auswirken, was beim EG-Abgaskompromiß nur bedingt der Fall ist. Somit ermög­
licht der duale Steuertarif dem Einzelnen mehr Möglichkeiten zur (umweltpolitisch 
erwünschten) Steuervermeidung als der EG-Abgaskompromiß. Auf die Tatsache, daß ver­
stärkte (gegebenenfalls sogar ersatzlose) Verschrottungen von Altfahrzeugen ökologisch 
sinnvoll sind, wurde bereits hingewiesen. 

Der hier vorgeschlagene duale Abgassteuertarif bietet den weiteren Vorteil, einfach hand­
habbarer zu sein. Der von den Abgasemissionen des Einzelfahrzeugs abhängige Tarif teil 
kann als Ersatz oder Ergänzung zur bisherigen Kraftfahrzeugsteuer erhoben werden. Die 
Emissionswerte eines jeden Fahrzeugs, das seit Inkrafttreten der Richtlinie 70/220/EWG 
zugelassen worden ist, sind der Zulassungsstelle (mit den oben genannten Einschränkungen) 
bekannt. Eine Umstellung oder Ergänzung der Bemessungsgrundlage wäre also relativ ein­
fach. Die Erhebung der von den sozialen Schäden abhängigen Abgassteuer als Zuschlag zur 
Mineralölsteuer würde deren Vorteile, unter anderem deren niedrigen Verwaltungsaufwand, 
übernehmen.31 ) 

Diese Analogie der Abgassteuer zur tatsächlichen Besteuerung der Haltung und Nutzung 
eines Kraftfahrzeugs in der Bundesrepublik Deutschland dürfte mögliche Widerstände der 
davon Betroffenen (Verwaltung, Automobilhersteller und Autofahrer) relativ gering halten. 
Lediglich die ökologischen Schadensbilanzen zur Bestimmung der Art und Höhe dieser 
Schäden müßten jährlich fortgeschrieben bzw. an den neuesten Kenntnisstand angepaßt 
werden, um so die entsprechenden Anpassungen der T arifhöhe vornehmen zu können. 

Summary 
The proposal of the Federal Government to convert the current capacity-based motor vehide tax into a more com­
plex one, which - among others - takes exhausts into consideration, gives reason for a doser look at taxes as a 
means for of regulating externalities generated by mobile sources. This paper regards exhaust emissions as an exter­
nality caused by the automobile manufacturers, who produces a kind of potential "source of danger", and moto­
rists, who utilize it. Regulations should have to take this "duality" into account. Therefore a dual effluent charge 
is proposed which levies effluent surcharges on the motor vehide tax as weil as on the fuel tax. The surcharge 
on the motor vehide tax aims at a reduction of the potential whereas the surcharge on the fuel tax is to decrease 
the frequency of the automobile use. 

31) Vgl. Flämig, ehr., Mineralölsteuer, in: Strickrodt, G. et al. (Hrsg.), Handwörterbuch des Steuerrechts und der 
Steuerwissenschaft, 2. Aufl., München 1981, S. 997. 
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2.2.2 Supranationale Staatenorganisationen 

Supranationale Staatenorganisationen liegen in einem Grenzbereich ~wische.n internationa­
len Staatenorganisationen und bundesstaatlichen bzw. föderalen GebIlden. Sle werden zwar 
wie internationale Staaten organisationen auf der Grundlage völkerrechtlicher Verträge 
gegründet, doch greifen diese Verträge tiefer in die Kerngebiete einzelstaatlic~er B~fug.nisse 
der Mitgliedstaaten ein. Supranationale Staatenorganisationen erfüllen zum emen m ~mem 
begrenzten Bereich Aufgaben, die bislang den Mitgliedstaaten vorbehalten waren. Zu dlesem 
Zweck verfügen sie über Organe, die von den Mitgliedstaaten unabhän~ig s.ind ~nd Ent­
scheidungen treffen können,die für die Mitgliedstaaten unmittelbar verbmdlIch smd. 

In weiten Bereichen besteht ihre Aufgabe jedoch in der Koordination einzelstaatlicher Poli­
tiken bzw. ihr Bestreben darin, diese in einer gemeinsam getragenen Politik aufgehen zu las­
sen worin sie wieder Ähnlichkeiten mit den internationalen Staatenorganisationen aufwei­
sen: 63) Auch in supranationalen Staatenorganisationen hängt die Durchsetzbarkeit nationa­
ler Vorstellungen und Präferenzen wesentlich von der Zahl und Zusammensetzung der 
Mitglieder sowie von der Struktur des Entscheidungssystems, insbesondere auch vom 
Abstimmungsmodus bei Entscheidungen, ab. 

Eine supranationale Organisation - und zweifelsohne die bedeutendste - ist die EG. Am 
18.4.1951 war zunächst der EGKS- bzw. Montanunionsvertrag von den Benelux-Staaten, der 
Bundesrepublik Deutschland, Frankreich und Italien unterzeichnet worden64) (in Kraft 
getreten am 15.7.1952). Es dauerte dann weitere sechs Jahre, bis es am 25.3 .. 1957 zur Unter­
zeichnung von EWG- und Euratom-Vertrag (sog. Römische Verträge) kam (m Kraft getreten 
am 1. 1. 1958). In diesem Zeitraum war von vielen Politikern noch das Ziel einer politischen 
Einigung auf direktem Wege verfolgt, jedoch nicht erreicht worden,65) so daß sich die sec~s 
Unterzeichnerstaaten des EGKS-Vertrages schließlich zu einem Umschwenken auf das Zlel 
einer Zusammenfassung der wirtschaftlichen Interessen entschlossen_ 

EG-Organe sind: 

die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

der Rat der Europäischen Gemeinschaften 

das Europäische Parlament 

der Wirtschafts- und Sozialausschuß der Europäischen Gemeinschaften 

der Europäische Gerichtshof 

Die EG-Kommission ist in Generaldirektionen (zu denen auch eine Generaldirektion Verkehr 
zählt) und Hauptverwaltungseinheiten aufgeteilt, von denen jeweils eine oder mehrere 
einem EG-Kommissar unterstehen. Der Rat setzt sich aus einer Reihe von Fachministerrä-

63) Sasse, c., Organisationen, supranationale, in: Handwörterbuch der Organisation, 2. Aufl., hrsg. von E. Grochla, 
Stuttgart 1980, Sp. 1431-1440, hier Sp. 1431-1432. . 

64) Die Gründung der Montanunion ging auf eine Initiativ~ R0be:t Schum~nns zurück, der zun~chs! dIe gesamte 
Kohle- und Stahlproduktion Deutschlands und FrankreIchs eIner gemeInsamen ~,Hohe:z Behorde. unterstellen 
wollte und darin die Keimzelle für eine schrittweise Einigung Europas unter HInzuzIehung weIterer Staaten 
sah - vgl. Harbrecht, a.a.O., S. 10 L . . . . 

65) Gescheitert waren die Anläufe zur Gründung der EVG (Europätsche VertetdtgungsgememschaJt) und der EPG 
(Europäische Politische Gemeinschaft), vgl. Harbrecht, a.a.O., S. 14 f. 
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ten (zu denen auch der Verkehrsministerrat zählt) zusammen. EG-Kommission und Rat kön­
nen beide mittels Verordnungen oder Entscheidungen unmittelbar geltendes Gemeinschafts­
recht setzen oder sich mit Richtlinien und Empfehlungen an alle oder einzelne Mitgliedstaa­
ten wenden. Richtlinien und Empfehlungen überlassen den Mitgliedstaaten Form und 
Mittel der Umsetzung in nationales Recht, legen jedoch das zu erreichende Gemeinschafts­
ziel verbindlich fest. Die Verträge enthalten Bestimmungen darüber, inwieweit die Exeku­
tivbefugnisse von Rat oder Kommission wahrgenommen werden. In allen Fällen, in denen 
dem Rat Exekutivbefugnisse zugewiesen sind, kann dieser jedoch nur über einen Vorschlag 
der Kommission beschließen, d. h. diese besitzt das Initiativrecht für Vorschläge. Der Rat 
kann allenfalls die Kommission auffordern, Vorschläge zu unterbreiten. Das Europäische 
Parlament besitzt das Recht auf Anhörung, wenn die Kommission einen Vorschlag erarbei­
tet hat, doch sind seine Stellungnahmen weder für den Rat noch für die Kommission bin­
dend. Der Wirtschafts- und Sozialausschuß ist ein Organ mit beratender Funktion, das eben­
falls angehört werden kann, d. h. hierauf kein Recht besitzt. Der Europäische Gerichtshofhat 
schließlich die Aufgabe der Wahrung des Rechts bei der Auslegung und Anwendung der 
Gemeinschaftsverträge. 66) Auch die gemeinsame Verkehrspolitik vollzieht sich im Rahmen 
dieser Aufgabenteilung, wobei sich die verkehrspolitische Tätigkeit nicht nur auf den inner­
gemeinschaftlichen Verkehr, sondern auch auf die Außenbeziehungen der EG zu Drittstaa­
ten erstreckt. Teilweise tritt sie als selbständiger Verhandlungs- und Vertragspartner auf, 
zumindest aber unterhält sie eine Vielzahl von Kontakten zu internationalen Staatenorgani­
sationen, die sich mit internationalen Verkehrsfragen beschäftigen.67) 

Die Beseitigung tarifärer Handelshemmnisse durch Schaffung einer Zollunion war zunächst 
zweifelsohne das herausragendste Ergebnis auf dem Weg zu einer wirtschaftlichen Integra­
tion der EG-Mitgliedstaaten. Bereits Ende der sechziger Jahre geriet der Integrationsprozeß 
jedoch aufgrund einer fehlenden gemeinsamen allgemeinen Wirtschafts- und Währungspoli­
tik ins Stocken. Auch dem Auftrag zur Einführung gemeinsamer sektoraler Wirtschaftspoli­
tiken ist die EG letztlich nur teilweise bzw. in unterschiedlichem Ausmaß nachgekommen. 
Die Ursache hierfür ist jedoch nicht etwa in einem Mangel an Vorschlägen, sondern im 
wesentlichen im Entscheidungssystem der Europäischen Gemeinschaft zu suchen. So war 
mit Beginn der dritten Stufe des Übergangs zu einem Gemeinsamen Markt am 1. 1. 1966 der 
Übergang zum Mehrheitsprinzip bei Ratsabstimmungen vorgesehen. Dieser vertraglich vor­
gesehene Übergang führte jedoch zu einer der schwersten Krisen der EG, da Frankreich die 
Anwendung des Mehrheitsprinzips bei solchen Entscheidungen, die vitale Interessen eines 
Landes berühren, nicht akzeptieren wollte. Die sog. "Politik des leeren Stuhls", mit der 
Frankreich durch seine zeitweise Abwesenheit bei den Sitzungen der EG-Organe die Arbeit 
der Gemeinschaft behinderte, führte schließlich zum Luxemburger Kompromiß vom Januar 
1966, durch den sich in der Folge die Einstimmigkeitspraxis durchsetzte, d. h. der Minister­
rat in allen wichtigen Belangen fortan zur Einstimmigkeit verpflichtet war. Viele entschei­
dungsbedürftige Fragen wurden dadurch immer wieder vertagt oder zu Paketlösungen ver­
knüpft. 68) Schließlich ist das Entscheidungssystem der EG auch generell komplexer gewor-

66) Vgl. Harbrecht, a.a.O., S. 115 f. 
67) Vgl. Erdmenger, j., EG unterwegs - Wege zur Gemeinsamen Verkehrspolitik, Band 111 der Schriftenreihe 

Europäische Wirtschaft, hrsg. von R. Regul, Baden-Baden 1981, S. 38-40. 
68) Vgl. Hrbek, a.a.O. 
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den, wozu zum einen die Aufspaltung des Ministerrates in Fachministerräte, zum anderen 
auch die Einführung des Ausschusses der ständigen Vertreter beigetragen hat. Darüber hin­
aus ist die Entscheidungsfähigkeit aller EG-Organe auch durch die Erweiterungen der EG 
in den Jahren 1973, 1981 und 1986 eingeschränkt worden.69

) Es waren jedoch nicht die 
Gemeinschaftsorgane, sondern vor allem die EG-Staats- und Regierungschefs, die wiederholt 
versucht haben, dem Integrationsprozeß neue Impulse zu geben. Sie hatten 1974 beschlos­
sen, jährlich mindestens dreimal als Europäischer Rat zusammenzukommen, um über die 
großen Linien zukünftiger EG-Politik zu beraten.70) Erst im Juni 1983 konnten die Europäi­
schen Staats- und Regierungschefs dem Integrationsprozeß durch die Feierliche Deklaration 
von Stuttgart maßgebliche neue Impulse geben, indem sie ankündigten, über die Gestaltung 
des Binnenmarktes, des Finanzsystems, die Süderweiterung sowie über die Ausweitung der 
Zuständigkeiten der EG auf neue politische Aufgabengebiete als ein Paket beschließen zu 
wollen. Nach zwei Tagungen in Athen (Dezember 1983) und Brüssel (März 1984) setzen sie 
im Juni 1984 in Fontainebleau einen Ad Hoc Ausschuß (sog. Dooge-Ausschuß) für institutio­
nelle Fragen ein. Weitere Impulse gibt das Europäische Parlament durch seinen Vertragsent­
wurf für eine Politische Union, der offiziell am 14.2. 1984 vorgelegt wird. Auf einer weiteren 
Tagung der Europäischen Staats- und Regierungschefs am 29./30.3.1985 in Brüssel fordern 
diese die EG-Kommission auf, ein Weißbuch zu erstellen, in dem alle Maßnahmen aufge­
listet werden sollen, die zur Vollendung des EG-Binnenmarktes bis zum 31.12.1992 als not­
wendig erachtet werden. Schließlich liegen den Europäischen Staats- und Regierungschefs 
auf ihrer Folgekonferenz am 28./29.6.1985 in Mailand u. a. der Abschlußbericht des Dooge­
Ausschusses, das Weißbuch der EG-Kommission zur Vollendung des Binnenmarktes sowie 
der Vertragsentwurf des Europäischen Parlamentes zur Begutachtung vor. Das Weißbuch der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften an den Europäischen Rat der EG-Kommission 
beinhaltet einen Maßnahmenkatalog zur 

Beseitigung materieller Schranken (i. e. Abbau der Waren- und Personenkontrollen), 

Beseitigung technischer Hemmnisse (i. e. Gewährleistung eines freien Waren-, 
Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs, Herstellung der Freizügigkeit für abhängig 
Beschäftigte und Selbständige, Liberalisierung des öffentlichen Auftragswesens, Anwen­
dung des Gemeinschaftsrechts), 

Beseitigung der Steuerschranken. 

Das Weißbuch enthält auch zeitliche Empfehlungen für die Ergreifung bzw. Verabschie­
dung aller vorgeschlagenen Einzelrnaßnahmen. Durch die Mailänder Beschlüsse wird nicht 
nur das Weißbuch der Kommission vom Europäischen Rat angenommen, sondern auch eine 
Regierungskonferenz damit beauftragt, Vorschläge für institutionelle Veränderungen und 
die Aufnahme neuer Tätigkeitsfelder in den EG-Vertrag auszuarbeiten, um die Vorausset­
zungen zur Vollendung des gemeinsamen Binnenmarktes bis 1992 zu schaffen. Ergebnis der 
Arbeiten dieser Regierungskonferenz, die bis Ende Januar 1986 tagte, ist die Einheitliche 
Europäische Akte, die zunächst am 17.2. 1986 von neun Mitgliedstaaten und dann nach Auf-

69) Harbrecht, a.a.O., S. 237. 
70) Vgl. Erdmenger, a.a.O ., S. 59 sowie Harbrecht, a.a.O., S. 97 H. 
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gabe noch bestehender Vorbehalte auch von den übrigen drei Mitgliedstaaten unterzeichnet 
wurde und schließlich am 1. 7.1987 in Kraft trat.11) 

~ereits di.e Präa~bel der EWGV von 1957 weist darauf hin, daß die wirtschaftliche Integra­
tion al~ em Schntt a~f das Fernziel ei~er allgemeinen politischen Einigung angesehen wird, 
und seIt der UnterzeIchnung der RömIschen Verträge ist auch immer wieder darüber disku­
tiert worden, wie die Errichtung einer Politischen Union beschleunigt werden könnte. 72) 

Mit der Einheitlichen Europäischen Akte, die zu Veränderungen und Ergänzungen des 
EWGV geführt hat, soll die Gemeinschaft dem Ziel der Errichtung einer Europäischen 
Union näher gebracht werden. Wesentliche Veränderungen beziehen sich daher auf die ver­
mehrte Anwendung des Mehrheitsprinzips bei Ratsentscheidungen, durch die die Vollen­
d~ng des B~nnenmarkt~s.ab.gesichert w~rden soll, während die Ergänzungen die Einführung 
emer gemeInsamen PolItik m den BereIchen Umwelt, Soziales, Forschung und Technologie 
betreffen. 

Neben der EG gibt es nur zwei weitere Staatenorganisationen, denen man supranationalen 
Charakter zuerkennt, i. e. die Andengruppe (Grupo Andino)73) sowie die Karibische Gemein­
schaft CARICOM (Caribbean Community)14) von denen jedoch nur CARICOM verkehrs­
politisch tätig ist . CARICOM ähnelt in seinem organisatorischen Aufbau der EG und ver­
fügt z. B. über ein Standing Committee o[ Caribbean Ministers Responsible [or Transportation. 

2.2.3 Internationale Interessenorganiationen 

Auch auf internationaler Ebene gibt es eine Vielzahl verkehrspolitisch aktiver Interessenor­
ganisationen, die versuchen, Regierungsvertreter, die in internationalen und supranationalen 
Staatenorganisationen tätig sind oder an internationalen verkehrspolitischen Verhandlungen 
außerhalb solcher Staatenorganisationen beteiligt sind, zu beeinflussen. Dabei sind die Ein­
flußmöglichkeiten internationaler Interessenorganisationen auf nationale Regierungsvertre­
ter gegenüber denen nationaler Interessenorganisationen eher gering einzuschätzen. Daher 
bleiben auch Appelle und Resolutionen internationaler Interessenorganisationen, die sich an 
einzelne Staaten richten, und in denen z. B. eine Rücknahme unilateraler, den internationa­
len Verkehr beeinträchtigende Maßnahmen gefordert wird, meist ohne Aussicht auf Erfolg. 
In supranationalen Staatenorganisationen, deren Organe zunehmende Weisungs befugnisse 

71) ':'gl. ~ierzu Harbrecht, a .. a.O., S. 255 H.; Schmuck, 0., Integrationsschub durch neuen Vertrag? Reformperspek­
tlven 1m Vorfeld des.MaIländer Gipfels, in: Integration, 8. Jg. (1985), Nr. 2, S. 55-67; Wessels, W, Der Vertrags­
entwurf des EuropäIschen Parlaments für eine Europäische Union, in: Europa-Archiv, 39. Jg. (1984), Nr. 8, 
S. 239-248; Schmuck, 0., Wessels, W, Die Mailänder Tagung des Europäischen Rats - Weder Fehlschlag noch 
D~rc~bru~h. zur Europäischen Union, in: Integration, 8. Jg. (1985), Nr. 3, S. 95-101; Hrbek, R., Läufer, T., 
DIe EmheItlIche Europäische Akte, in : Europa-Archiv, 41. Jg. (1986), Nr. 7, S. 173-184; Hrbek, a.a.O.; Schar­
rer, H.E, Die Einheitliche Europäische Akte: Der Binnenmarkt, in: Integration, 9. Jg. (1986), Nr. 3, 
S. 108-114; Grabitz, E., Die Einheitliche Europäische Akte: Rechtliche Bewertung, in: Integration, 9. Jg. 
(1986), ~r. 3, S. 95-100; Ehlermann, C. -D., Die Einheitliche Europäische Akte : Die Reform der Organe, in: 
I~.:egratlOn, 9. Jg. (1986), Nr. 3, S. 101-107; Pinder, j., Die europäische Strategie nach Mailand: Wege zur Euro­
palschen Union, in: Integration, 8. Jg. (1985), Nr. 4, S. 148-164. 

72) Vgl. Harbrecht, a.a.O., S. 246 f. sowie Hrbek, a.a.O. 
73) Mitglieder sind Bolivien, Ecuador, Kolumbien, Peru, Venezuela; Gründungsmitglied Chile ist 1976 aus­

getreten. 
74) Mitgl~eder sind Antigua, Bahamas, Barbados, Belize, Dominica, Guayana, Jamaika, Montserrat, St. Kitts-Nevis­

AnguIlla, St. Lucia, St. Vincent, Trinidad und Tobago. 
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erh~lten, sin? ~ie Beein~ussu?gsmöglichkeiten für internationale Interessenorganisationen 
- WIe das Bels~lel EG ~elgt (sIehe Kap. 4) - wesentlich günstiger. Es ist zu berücksichtigen, 
daß es neben mternatIonalen Interessenorganisationen, die weltweite Bedeutung besitzen 
auch zahlreiche gibt, denen nur eine regionale Bedeutung zukommt, d. h. die Mitglieder die: 
ser Interessenorganisationen stammen aus einigen wenigen Ländern. 

Wie ber~its i~ Kap .. 1.3 erwähnt, lassen sich internationale Interessenorganisationen in glei­
cher Welse WIe nationale Interessenorganisationen klassifizieren (v gl. die untere Hälfte von 
A~b. 2). Ebens~ gilt auch, daß vor allem die internationalen Interessenorganisationen im 
WIrtschaftsbereich und hier wiederum in erster Linie die internationalen Branchen- bzw. 
Fachorgani~ationen der Verkehrswirtschaft, die die Interessen der Anbieter von gewerblichen 
Verkehrsleistungen vertreten, verkehrspolitisch aktiv sind. 

Die Interessen der Spedition werden weltweit durch die FIA TA (Fedb-ation Internationale 
des Associations de Transitaires et AssimiLes) vertreten, der nationale Speditionsverbände aus 
53 Ländern angehören. Auf EG-Ebene ist das CLECAT (Comite de Liai~on Europeen des 
Commissi?~naires .et Auxiliaires de Transport du Marche Commun) die Interessenvertretung 
der Spedmon. DIe Interessen der Möbelspediteure werden weltweit durch die FIDI 
(Fedb-ation Internationale des Demenageurs Internationaux) und auf EG-Ebene durch die 
FEDEMAC (Fedb-ation des Entreprises de Demenagements du Marche Commun) vertreten. 

I?ie Interessen der Unternehmen des Straßengüterverkehrs werden durch die IRU (Interna­
tzonal Roa~ T~ansport Union) als Weltverband vertreten, der nationale Straßengüterver­
kehrsorgamsatIonen aus 46 Staaten angehören. Der IRU angeschlossen sind auch die 
FEDEMAC, die Arab Union 0/ Land Transport sowie die Trans/rigoroute International, in 
der sich nationale Interessenorganisationen und Unternehmen des Straßenkühlgutverkehrs 
zusammengeschlossen haben. Die IRU-Mitglieder aus Dänemark, Finnland, Schweden und 
Norwegen sind nochmals in der Nordic Road Hauliers Union zusammengeschlossen. Die 
Interessen des gewerblichen Straßengüterverkehrs werden darüber hinaus bei der EG durch 
einen Verbindungsausschuß der IRU (International Road Transport Union Liaison Commit­
te~ to .the EC) vertreten. Spezielle Interessenorganisationen des Straßengüterverkehrs, deren 
Mltgh~der- und Wirkungskreis auf Europa begrenzt ist, sind der Verband der Straßenver­
kehrsdtenste der Europäischen Eisenbahnen URF (Union des Services Routiers des Chemin de 
Fer Europeens) , die Europäische Vereinigung für Geldtransporte ESTA (European Security 
Transport Association) und die Europäische Vereinigung für Schwertransporte und Kranarbei­
ten ESKA (European Association /or the Transport 0/ Heavy Load). 

Weltverbände der Eisenbahnen sind die UIC (Union International des Chemins de Fer), in 
d~r Bahnverwaltungen aus 86 Staaten zusammengeschlossen sind sowie die Internationale 
Etsenbahn-Kongreßvereinigung I~CA (International Railway Congress Association), der natio­
n~le Bah~verwal.tunge~ und ~eglerungen aus 69 Staaten angehören. Neben diesen Weltver­
b~nden gIbt es eme ReIhe regIOnaler Interessenorganisationen der Bahnen. Zu nennen sind 
dIe ~atein~merikanische Eisenbahnvereinigung ALAF (Asociacion Latinoamericana de Ferro­
carrtles), ~Ie Panamerikanis~he Eisenb~hn-Kongreßvereinigung ACPF (Asociacion del Congreso 
Panamert~ano ~e Ferrocarrtles) und dIe Arab Union 0/ Railways. Die 12 Bahngesellschaften 
~er E<? bIlden. mnerhalb der UIC schließlich die Gemeinschaft der Europäischen Bahnen, die 
uber em Verbmdungsbüro in Brüssel verfügt und damit ihre Interessen vor Ort bei der EG 
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vertritt. Die nationalen Huckepackgesellschaften der Eisenbahnen sind in der Internationa­
len Vereinigung der Huckepackgesellschaften UIRR (Union internationale des socieres des trans­
ports combine rail-route) zusammengeschlossen. Die Bahnen der Staatshandelsländer und die 
afrikanischen Bahngesellschaften sind demgegenüber in internationalen Staatenorganisatio­
nen (OCR bzw. UAR, vgl. Kap. 2.2.1) organisiert. 

Einen Weltverband der Binnenschiffahrtsreedereien, der Mitglieder aus allen Kontinenten 
der Welt umfassen müßte, gibt es nicht. Die bedeutendste InteressenorganisatioQ.. ist die 
Internationale Binnenschiffahrtsunion UINF (Union internationale de la navigation fluviale) , 
der nationale Interessenorganisationen der Binnenschiffahrt aus Belgien, Luxemburg, Frank­
reich, den Niederlanden, der Schweiz und der Bundesrepublik Deutschland angeschlossen 
sind. Weitere Interessenorganisationen der Binnenschiffahrt, deren Mitglieder aus den 
Rheinanliegerstaaten stammen, sind die Internationale Arbeitsgemeinschaft der Rheinschiff 
fahrt, die Europäische Schifferorganisation ESO (Europese Schippersorganisatie), in der die 
Binnenschiffahrtspartikuliere auf internationaler Ebene zusammengeschlossen sind sowie 
die erst Ende 1987 von Binnentankschiffern gegründete Internationale Tankschiffahrts­
Vereinigung ITV. Die Donaureedereien haben sich in der durch Unterzeichnung des Bratis­
laver Abkommens von 1953 ins Leben gerufenen Ständigen Kon/erenz der Direktoren der 
Donau-Schiffahrtsgesellschaften organisiert. 

Als Weltverbände der in der Linienschiffahrt tätigen Reeder75
) können aufgrund ihrer Mit­

gliederstruktur, die Reedereien aus allen Teilen der Welt umfaßt, die ICS (International 
Chamber 0/ Shipping) und die BIMCO (The Baltic and International Maritime Council) 
bezeichnet werden. Während die ICS ein Zusammenschluß nationaler Reedereiverbände ist, 
sind die Mitglieder der 1905 gegründeten BIMCO einzelne Reeder, Schiffsmakler, Agenten 
etc. Daneben gibt es noch eine Reihe von regionalen Reederverbänden. Zu diesen gehören 
die CENSA (Council 0/ European and Japanese Shipowners' Associations) (Mitglieder sind 
nationale Reederverbände aus Japan, den EG-Staaten Belgien, Dänemark, Frankreich, Ita­
lien, Bundesrepublik Deutschland, Griechenland, Großbritannien, Portugal und Nieder­
lande sowie den EFTA-Staaten Finnland, Norwegen und Schweden)16) und das CAACE 
(Comire des Associations d'Armateurs des Communautes Europeennes), das speziell die Interes­
sen der in EG-Staaten ansässigen Reeder vertritt. Weitere regionale Verbände sind die INSA 
(International ShipownersAssociation), in der Reedereien der Staatshandelsländer zusammen­
geschlossen sind, der Zentralamerikanische Reederverband ACAMAR (Asociacion Centroa­
mericana de A rmadores), der Lateinamerikanische Reederverband ALAMAR (Asociacion Lati­
noamericana de Armadores), die FASA (Federation 0/ Asean Shipowners' Associations), die 
AFOS (Arab Federation 0/ Shipping), die der Islamischen Kon/erenz (siehe oben) angeschlos­
sene Islamic Shipowners' Association und die von der MCWCS (siehe oben) ins Leben geru­
fene ACNMA (Association 0/ A/rican National Shipping Lines). Die als Kartelle organisierten 
Schiffahrtskon/erenzen der Linienreeder sind demgegenüber reine Marktorganisationen und 
keine Interessenorganisationen. 

75) Vgl. im folgenden Farthing, B., International Shipping, London, New York, Hamburg, Hong Kong 1987, 
S.56-69. 

76) Wiederholt, so auch in jüngster Zeit, haben CENSA, ICS und BIMCO Gespräche über einen Zusammenschluß 
zu einem einzigen Weltschiffahrtsverband geführt - vgl. o. v., Zusammenschluß internationaler Schiffahrtsor­
ganisationen?, in: Internationale Transport Zeitschrift, 50. Jg. (1988), Nr. 34, S. 3270. 
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Während von den genannten Verbänden wie bereits erwähnt vorwiegend die verkehrspoliti­
schen Interessen der in der internationalen Linienschiffahrt tätigen Reedereien vertreten 
werden, haben Reedereien, die in der trockenen Massengutschiffahrt tätig sind, 1980 als 
eigenständige Interessenvertretung die INTERCARGO (International Association 0/ Dry 
Cargo Shipowners) gegründet. Demgegenüber werden die Interessen der Tankreeder durch 
die 1970 gegründete INTER TANKO (International Association 0/ Independent Tanker 
Owners) und die Schiffahrtsinteressen der Erdölkonzerne in der ebenfalls 1970 gegründeten 
OCIMF (Oil Companies International Marine Forum) auf internationaler Ebene vertreten. 
Erdölkonzerne und unabhängige Tankreeder haben schließlich gemeinsam mit Banken und 
Werften im IMIF (International Maritime Industries Forum) die Möglichkeit geschaffen, 
gemeinsam das Problem der Über kapazitäten in der Tankschiffahrt zu diskutieren. Weitere 
spezielle Interessenorganisationen von Schiffahrtsunternehmen sind die SIGTTO (Society 0/ 
International Gas Tanker and Terminal Operators) und die ETA (European Tugowners Asso-

ciation). 

1945 ist auf Anregung der ICAO die IATA (International Air Transport Association) als 
internationale Interessenorganisation der Linienfluggesellschaften gegründet worden. Die 
IA TA nimmt jedoch auch gleichzeitig die Funktionen einer Marktorganisation wahr. Um 
die Zusammenarbeit der europäischen Linienfluggesellschaften zu intensivieren ist 1973 die 
AEA (Association 0/ European Airlines) als Verband von neunzehn im Linienverkehr tätigen 
Fluggesellschaften gegründet worden, der vor allem im Rahmen der Diskussion um eine 
Liberalisierung des Europäischen Luftverkehrs die Vorstellungen seiner Mitglieder zu koor­
dinieren versucht. Auch in anderen Teilen der Welt haben sich Linienfluggesellschaften in 
regionalen Carrierverbänden organisiert. Zu nennen sind die AACO (Arab Air Carriers 
Association), die OAA (Orient Airlines Association), die AFRAA (A/rican Airlines Associa­
tion), die ASPA (Association 0/ South Pacific Airlines) sowie die AITAL (Asociaci6n Interna­
cional de Transporte Abeo Latinoamericano)J7) 

Die Charterfluggesellschaften sind international in der 1971 gegründeten IACA (Internatio­
nal Air Carrier Association) organisiert, wobei sich die europäischen Mitgliedergesellschaften 
der IACA seit 1978 zusätzlich in der EURACA (European Air Carrier Association) zusam­
mengeschlossen haben. Die im europäischen Regionalflugverkehr tätigen Unternehmen 
haben sich schließlich in der ERA (European Regional Airlines Organization) zusammenge­
schlossen. Die IECC (International Express Carriers Con/erence)18) ist eine 1983 von Expreß­
Carriern in Genf gegründete Interessenorganisation, deren Hauptziel darin besteht, für ihre 
Mitglieder eine Vereinfachung der für die Luftfracht auf Flughäfen geltenden Abfertigungs­
bedingungen zu erreichen. 

Die ICAA (International Civil Airports Association) und die AOCI (Airport Operators Coun­
eil International) vertreten die Interessen europäischer wie auch außereuropäischer interna­
tionaler Flughäfen, wobei die AOCI jedoch hauptsächlich amerikanische Verkehrsflughäfen 
zu ihren Mitgliedern zählt. Die beiden Flughafenverbände ICAA und AOCI sind formell 
voneinander unabhängig, besitzen jedoch mit dem AACC (Airport Associations Coordinat-

77) Dagegen sind in der AT A (Air Transport Association 01 America) nur US-amerikanische Fluggesellschaften orga­
nisiert. 

78) o. v., International Express Carriers Conference (IECe): Im Clinch mit Post und Zollbehörden, in: Deutsche 
Verkehrs-Zeitung, 43. Jg., Nr. 31 (14.3.1989), S. 7. 
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ing Coun~il) bereits seit langem ein Koordinierungsgremium. Allerdings ist ein Zusammen­
schluß ~eIder FI~ghafenverbände zu einem einzigen Verband bis 1991 geplant. Zu diesem 
Zweck ~~t 19~9 eI~e Task Force von ICAA- und AOCI-Vertretern eingesetzt worden, die 
Vorschlage fur dIe Gestaltung des neuen Verbandes erarbeiten sollen.79) Die WEAA 
(Western European Airport Association) vertritt die Interessen mehrerer westeuropäischer 
Flughäfen. 

Die g:ö~te internationale Interes~enorga~isation der Seehäfen ist die IAPH (International 
Assoczatwn 0/ Port~ and Harbo:-s), I~ der sI~h Seehäfen aus 78 Staaten zusammengeschlossen 
haben. Daneben gIbt es zahlreIche mternatIonale Interessenorganisationen der Seehäfen die 
von regionaler Bedeutung sind. Zu nennen sind die North A/rican Port Management Ass~cia­
tion, die AAP A (American Association 0/ Port Authorities), die AIPYC (Asociaci6n Iberoame­
rican~ d~ Puertos y Costas), die Arab Seaports Federation, die PMAWCA (Port Management 
Assoctatwn 0/ West ~nd C.entral A/rica), die PMAESA (Port Management Association 0/ 
Eastern and South A/rtca), dIe APAA (ASEAN Port Authorities Association), das Coordination 
Commi~tee o( Nor:thwester.n Mediterranean Ports sowie die Union 0/ Maritime Ports 0/ A rab 
c.0untrtes. Eme mternatIonale Interessenorganisation der Binnenhäfen existiert dagegen 
mcht. 

Die Inte:essen der in der gewerblichen Lagerei auf dem speziellen Gebiet der Kühlgutlage­
rung tätI~e~ U nterne~men werden auf internationaler Ebene durch die IAR W (Internatio­
nal~ss?ctatwn o/~e/rtgerated Warehouses) und auf europäischer Ebene durch die Europäische 
V eretntg~n? der K.uhlhau!unternehrr:en AEEF (~ssociation. e~ropeenne ~es exploitations /rigori­
(iques), dIe uber em spezIelles VerbmdungskomItee (Comtte du Marche Commun de l'Associa­
tion europeenne des exploitations /rigorifiques) in ständigem Kontakt mit EG-Organen steht, 
vertreten. 

Von den genannten internationalen Interessenorganisationen der Verkehrswirtschaft sind 
z~hlrei~he a~sschließ~ich auf dem Gebiet der internationalen Güterverkehrspolitik aktiv. 
~m T ~II - :v!e .z. B. dIe. Interessenorganisationen der Eisenbahnen und Fluggesellschaften -
IS.t gleIchzeItIg 1m BereIch der Güterverkehrs- und Personenverkehrspolitik aktiv. Daneben 
gIbt es auch Interessenorganisationen, die ausschließlich auf dem Gebiet der Personenver­
kehrspolitik aktiv sind. Zu ihnen gehören die Internationale Organisation für das Seilbahnwe­
sen ~IT AF (Organizzazione Internationale dei Trasporti a Fune) und die UITP (Union inter­
~atton~le des transports publies) als internationale Interessenvertretung der Unternehmen des 
o~fenthche~ Personennahverkehrs; auf EG-Ebene werden deren Interessen durch einen spe­
zIel1e~ AktIonsausschuß CA TPCE (Comite d'action des transports publies des Communautes 
europeennes) vertreten. 

Wie die Verkehrsbranchen haben sich auch andere Wirtschaftsbranchen in internationalen 
Interessenorganisationen zusammengeschlossen, von denen ein Teil auch verkehrspolitische 
I~teressen seiner Mitglieder wahrnimmt. Dabei kann es sich um Verladerinteressen oder um 
d.le Interessen internationalen Werkverkehr betreibender Unternehmen handeln. Es kann 
sIch aber auch um solche verkehrspolitische Interessen handeln, die damit in Verbindung 

79) Vgl. den in den ADV-Nachrichten Nr. 6/1989, S. 140 enthaltenen Hinweis auf ein im Juni 1989 abgegebenes 
entsprechendes Statement des ICAA-Präsidenten. 



186 Borislav Bjelicic 

stehen, daß Unternehmen gegenüber den Verkehrsunternehmen als Lieferanten von Gütern 
und Dienstleistungen auftreten. 

Die Interessen von Seeverladern werden z. B. auf europäischer Ebene vom ESC (European 
Shipper's Council)80) vertreten, das ähnliche Ziele wie die Jn ihm zu.sammengeschlo~senen 
sechzehn nationalen Seeverladerkomitees (fünfzehn europäIsche KomItees und das natiOnale 
Seeverladerkomitee Israels) verfolgt (vgl. Kap. 2.1.2), wenn auch der Aufgabenschwerpunkt 
darin liegt, Seeverladerinteressen in die internationale, d. h. in diesem Fall E~ropa betr.e~­
fende Schiffahrtspolitik einzubringen bzw. eine einheitliche Haltung zu. sC~lffahrt~pohu­
schen Entwicklungen zu formulieren. Weitere regionale. SeeverladerorganIsau~nen smd ~as 
F ASC (Federation 0/ ASEAN Shipper's Council), dem nauonale Seeverladerkomitees aus funf 
ASEAN-Staaten angehören, die von der MCWCS i?itiierte Union 0/ A/r:can ShifPer's Coun· 
eil und die Latin American Federation o/Internattonal Transport Users Counctls. Aus den 
USA und Australien kamen unlängst Wünsche nach der Gründung eines Weltverbandes der 
Shipper's Councils,81) der die Interessen der Seeverlader weltweit und ?ich~ nur, regiona~ v~r­
treten soll. Das erst 1986 in London gegründete EASC (European Atr Shtpper s Counal) 1st 
als internationale Interessenvertretung der Luftfrachtverlader gegründet worden, die r.egel­
mäßige Kontaktgespräche mit der IA T A ans.trebt, wo?ei a~lerdings Gespräche ~ber Tanffra­
gen aus rechtlichen Gründen derzeit noch nIcht möghch smd. Dem ~ASC gehorten Anf~ng 
1988 nationale Verladerkomitees aus Großbritannien, Dänemark, NIederlande, FrankreIch, 
Finnland, Norwegen, Schweiz und Schweden an.82) Eine eigenständige internationa~e Inter­
essenorganisation der internationalen Werkverkehr betreibenden Unternehmen 1st dem 
Verfasser - mit Ausnahme der Internationalen Union von Verbänden der Privatgüterwagenbe· 
sitzer UIP (Union internationale d'associations de propriitaires de wagons particuliers) - nicht 
bekannt geworden. 

Verkehrspolitische Interessen, die in Verbindung damit stehen, ~aß U ~ternehmen gegen­
über den Verkehrsunternehmen als Lieferanten von Gütern und DIenstleIstungen auftreten, 
nehmen vor allem die internationalen Verbände der Produzenten von Verkehrsfahrzeugen 
und Verkehrshilfsmitteln wahr, denen fast ausschließlich nationale Verbände der Industrie­
staaten angehören. Zu nennen sind die OICA (International Organizat~o.n 0/ M~tor Vehic!e 
Manu/acturers) als internationale Interessenvertretung der Automo~llmdustne und dIe 
IMMA (International Motorcycle Manu/acturers Associat~on) als i~ternat~onale Interessenver­
tretung der Motorradhersteller. Die Interessen der Elsenbah~m?ust:le wer?en vertreten 
durch die Internationale Waggonbauvereinigung AICMR (Assoctatton mternattonale des con· 
structeurs de materiel roulant), die Union der europäischen Eisenbahnindustrien UNIFE 
(Union des industries /erroviaires europeennes) und die Vereinigung europäischer Hersteller ~o~ 
Eisenbahnausrüstungen AFEDEF (Association des /abricants europeens d'equipements /errovtat· 
res). Die Interessen der Schiffbauindustrie werden durch die A WES (Association 0/ West 

80) V gl. hierzu Mulheim, HF.'- 25 /ah;e European Shipper's Councils: Ein ständiger Kampf für das marktwirtschaftliche 
Prinzip, in: Deutsche Verkehrs-Zeitung, 42. Jg. (20.9.1988), Nr. 112, S. 13. ., 

81) o. v., Ein Weltverband der Shipper's Councils, in: Internationale Transport ZeItSchnft, 48. Jg. (14. 8.1987), 

Nr. 33, S. 3498. 'f b' D h 
82) o. V. European Air Shipper's Council (EASC): Verladerorganisation lehnt höhere Frachttan e a ,1ll: eutsc. e 

Verkehrs-Zeitung, 41. Jg. (23.5.1987), Nr. 61, S. 2; o. v.: EASC - der neue Gesprächspa~ner .der ~TA, 11~ 
Internationale Transport Zeitschrift, 48. Jg. (17.7.1987), Nr. ~9, S. 3120; o. v.: European Azr Shzpper s Counct. 
Für mehr Markt bei Preisbildung, in: Deutsche Verkehrs-Zeitung, 42. Jg. (4.2.1988), Nr. 14, S. 9. 
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European Shiphuilders) und auf EG-Ebene durch einen Verbindungsausschuß des Schiffbaus bei 
der EG-Kommission vertreten. Während den OICA und IMMA neben nationalen Verbän­
den aus den europäischen OECD-Staaten auch nationale Verbände aus den USA und Japan 
angehören, ist der Mitgliederkreis der übrigen genannten Interessenorganisationen auf Ver­
bände europäischer Staaten beschränkt. 

Weitere Interessenorganisationen, auf deren Aufzählung jedoch im folgenden verzichtet 
wird, vertreten die Interessen der Hersteller von Wohnwagen, Aufbauten und Fahrzeugan­
hängern, Containern, Elektrofahrzeugen, Kraftfahrzeugteilen und -zubehör sowie Z weirad­
teilen und -zubehör. Schließlich vertreten auch so unterschiedliche internationale Interessen­
organisationen wie der internationale Verband der Transportversicherer UIAT (Union 
internationale d'Assurances Transports), die IUAI (International Union 0/ Aviation Insurers), 
die IUMI (International Union 0/ Marine Insurance), die ECA TRA (European Car and Truck 
Rental Association), die ISSA (International Ship Suppliers Association), und der Schiffsausrü­
sterverband der EG-Länder OCEAN (Organisation de la Communaute Europeenne des ravi­
tailleurs de navires) verkehrspolitische Interessen ihrer Mitglieder. 

Eine branchenübergreifende, weltumfassende Interessenvertretung der Unternehmen ist die 
1919 in Atlantic City/USA von international tätigen Geschäftsleuten gegründete Internatio­
nale Handelskammer ICC (International Chamber 0/ Commerce). Mitglieder sind einzelne 
Unternehmen, nationale Branchenorganisationen und nationale Kammerorganisationen aus 
aller Welt, d. h. sowohl aus Ländern, in denen es ICC-Landesgruppen gibt (Landesgruppen 
bestanden 1988 in sechzig Staaten), wie auch aus anderen Staaten, in denen es keine Landes­
gruppen gibt. Die Landesgruppen besitzen eigene Organe und entsenden Delegierte in die 
verschiedenen Organe (Kommissionen usw.) der ICC. Umgekehrt besteht ihre Aufgabe in 
der Verbreitung von Ergebnissen der Arbeit der ICC auf nationaler Ebene. In der ICC nicht 
vertreten sind die Staatshandelsländer. Es besteht jedoch eine Verbindung in Form eines 
Committee 0/ the ICC and the Chambers 0/ Commerce 0/ Socialist Countries /or the Develop­
ment 0/ East- West Trade and Economic Cooperation. Bekannt geworden ist die ICC vor allem 
durch die von ihr verabschiedeten Incoterms. Die ICC befaßt sich mit einer Vielzahl von 
für die internationale Geschäftstätigkeit von Unternehmen wichtigen Problemkreisen, 
wobei die ICC-interne Arbeit in einer Vielzahl von Kommissionen, in denen i. d. R. wie­
derum mehrere Arbeitsgruppen tätig sind, durchgeführt wird.83) 

Zwei dieser Kommissionen, die Commission on Sea Transport und die Commission on Air 
Transport befassen sich speziell mit verkehrspolitischen und verkehrsbetriebswirtschaftli­
ehen Fragestellungen. Darüber hinaus besteht bei der ICC seit 1981 das IMB (International 
Maritime Bureau), das mit der Vermeidung und Aufdeckung von Betrugsfällen im internatio­
nalen Seetransport befaßt ist, und seit 1985 das CMC (Centre/or Maritime Cooperation), zu 
dessen Aufgaben u. a. die Förderung der Nord-Süd-Kooperation zwischen in der Seeschiff­
fahrt tätigen Unternehmen aus Industrie- und Entwicklungsländern gehört. Eine für inter­
national tätige Unternehmen wichtige ICC-Institution ist das für Wirtschaftsstreitigkeiten 
zuständige Internationale Schiedsgericht (Court 0/ Arbitration). Speziell für Wirtschaftsstrei-

83) Vgl: zu den hier gemachten Ausführungen International Chamber of Commerce (Hrsg.): Handbook 1989, 
~ans 1989, International Chamber of Commerce (Hrsg.) : Annual Report 1988, Deutsche Gruppe der Interna­
tionalen Handelskammer (Hrsg.): Organisationsplan 1987/88 sowie Farthing, a.a.O., S. 62-63 und S. 65-66. 
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tigkeiten, die die Seeschiffahrt betreffen, ist bei der ICC das Seeschiedsgericht IMAO (Interna­
tional Maritime A rbitration Organization) eingerichtet worden. In Streitfällen, die den inter­
nationalen Luftverkehr betreffen, kann die ICC gemäß den IA T AArbitration Rules UI!l Auf­
stellung eines Schiedsgerichtes ersucht werden. 

Bei der ICC ist schließlich auch das IDCC (International Bureau of Chambers of Commerc~) 
angesiedelt, das zum einen internationale Interessenvertretung der Industrie- und Handels­
kammern in internationalen Organisationen ist und zum anderen der Förderung der Kon­
takte zwischen Kammerorganisationen verschiedener Länder dient. Daneben haben sich 
nationale Kammerorganisationen auch regional in Interessenorganisationen zusammenge­
schlossen. 1958 war z. B. die Ständige Konferenz der Industrie- und Handelskammern der 
EWG gegründet worden, die seit 1985 als Vereinigung der Europäischen Industrie- und Han­
delskammern EUROCHAMBRES (Association des chambres de commerce et d'industrie euro­
peennes) firmiert. Eine weitere europäische Handelskammervereinigung ist die Union 
Westeuropäischer Industrie- und Handelskammern des Rhein-, Rhone- und Donaug~J:ietes, der 
Kammern aus den Benelux-Staaten, Frankreich, Bundesrepublik Deutschland, Osterreich 
und der Schweiz angehören. Afrikanische Handelskammervereinigungen sind die FCCAC 
(Federation ofCentral African Chambers ofCommerce) und die WACC (World Africa Cham­
ber of Commerce, bis 1986: Continental Africa Chamber of Commerce). Die GUCCIAAC 
(General Union of Chambers of Commerce, Industry and Agriculture for A rab Countries), die 
FA GC (Federation of A rab Gulf Chamber) und die Islamic Chamber of Commerce, Industry 
and Commodity Exchange sind Handelskammervereinigungen arabischer Staaten. Weitere 
regionale Handelskammervereinigungen sind die Iberoamerikanische Handelskammerverei­
nigung AICO (Asociaci6n Iberoamericana de Camaras de Comercio), die Handelskammer­
vereinigung der Staaten der Andengruppe CONFECAMARAS (Confederaci6n de Camaras 
de Comercio dei Grupo Andino), die zentralamerikanische Handelskammervereinigung 
FECAICA (Federaci6n de Camaras y Asociaciones Industriales Centroamericanas), die kari­
bische Handelskammervereinigung CAIC (Caribbean Association of Industry and Commerce) 
und die pazifische Handelskammervereinigung CACCI (Confederation of Asian Pacific 
Chambers of Commerce and Industry). 

Größte internationale Interessenorganisation der Arbeitgeber ist die IOE (International 
Organization of Employers), die die Interessen der Arbeitgeber verschiedener Branchen ver­
tritt. Daneben gibt es eine Reihe von Arbeitgeberorganisationen von regional begrenzter 
Bedeutung, die ebenfalls Interessen von Arbeitgebern unterschiedlicher Branchen vertreten. 
Dagegen gibt es kaum spezielle internationale Arbeitgeberorganisationen der Verkehrsun­
ternehmer, d. h. die Arbeitgeberinteressen der Verkehrsunternehmer werden i. d. R. von den 
internationalen Interessenorganisationen der Verkehrsunternehmen mit wahrgenommen. 
Eine spezielle Arbeitgeberorganisation der Verkehrswirtschaft ist die ISF (International Ship· 
ping Federation) , in der sich 1909 nationale Reederverbände mit dem Ziel zusammenge­
schlossen hatten, geschlossen gegenüber der damals wachsenden Streikbereitschaft der See­
leute und Hafenarbeiter zu reagieren. Damit bildete die ISF auch ein Gegengewicht zur 1896 
gegründeten Internationalen Transportarbeiter-Vereinigung ITF (siehe unten). Daneben ist 
dem Verfasser lediglich noch ein Standing Committee of European Port Employers Associa­
tions als spezielle internationale Arbeitgeberorganisation der Verkehrswirtschaft bekannt 
geworden. 
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Neben den genannten verkehrspolitisch aktiven internationalen Branchen-, Kammer- und 
Arbeitgeberorganisationen gibt es noch weitere verkehrspolitisch aktive Interessenorganisa­
tionen der Unternehmen, die sich in diese Dreiteilung nicht einfügen. Hierzu gehören der 
Roundtable of European Industrialists, der Internationale Straßenverband IRF (International 
Road Federation), die EBAA (European Business Aviation Association) sowie der IBAC (Inter­
national Business A viation Councif) . Der Roundtable of European Industrialists ist 1983 ins 
Leben gerufen worden und versteht sich als ein branchen übergreifendes Gesprächsforum für 
Unternehmen, die ein großes Interesse an einem raschen Fortgang der europäischen Integra­
tion haben. Sie sehen die Entwicklung zu einem Binnenmarkt letztendlich auch als notwen­
dig zum Erhalt bzw. zum Ausbau der Wettbewerbsfähigkeit von EG-Unternehmen auf den 
Weltmärkten an. Dabei sind auch Unternehmer aus skandinavischen Ländern außerhalb 
Dänemarks Mitglieder des Roundtable. Auf verkehrspolitischem Gebiet hat sich der Round­
table vor allem mit dem europäischen Verkehrsinfrastrukturbedarf befaßt und zum einen 
die aus Sicht europaweit produzierender Unternehmen wichtigsten vorhandenen Mängel in 
der Verkehrsinfrastruktur dargestellt sowie Vorschläge zur privaten Finanzierung großer 
Verkehrsinfrastrukturinvestitionen vorgelegt. Der IRF ist ebenfalls auf dem Gebiet der Ver­
kehrsinfrastrukturpolitik aktiv. Ziel der Arbeit des IRF, dessen Mitglieder nationale Stra­
ßenverbände sind (in der Bundesrepublik Deutschland ist dies die Deutsche Straßenliga - vgl. 
Kap. 2.1.2), ist die Förderung von Planung, Konstruktion, Verbesserung und Instandhaltung 
nationaler und internationaler Straßenverbindungen. Die EBAA ist die europäische, der 
IBAC die internationale Interessenorganisation der Geschäftsfliegerei, d. h. sie vertreten 
sowohl die Interessen privater Betreiber von Geschäftsflugzeugen wie auch die Interessen 
von Unternehmen, die gewerbliche Geschäftsreiseflugdienste anbieten. 

Die Interessen der Arbeitnehmer werden auf internationaler Ebene im wesentlichen durch 
internationale Gewerkschaften vertreten.84) Weltumspannend tätig sind der WGB (Weltge­
werkschaftsbund), der IDFG (Internationaler Bund freier Gewerkschaften), der eng mit den IBS 
(Internationale BeruJssekretariate) zusammenarbeitet, und der WV A (Weltverband der Arbeit­
nehmer). Auf Europa beschränkt ist dagegen die Tätigkeit des EGB (Europäischer Gewerk­
schaftsbund). Alle genannten Gewerkschaften sind nach dem Zweiten Weltkrieg (neu) 
gegründet worden und vertreten heute die Interessen der Arbeitnehmer zahlreicher Bran­
chen,. speziell auch - durch Branchenabteilungen - die Interessen der im Verkehr tätigen 
Arbeitnehmer. Während für die weltumspannend tätigen Gewerkschaften die Vereinten 
Nationen und speziell die ILO wichtigstes Forum für die Durchsetzung der Interessen ihrer 
Mitglieder sind, ist die Tätigkeit des EGB auf die Organe der EG ausgerichtet. 

Der WGB wurde 1945 als Nachfolgeorganisation des 1GB (Internationaler Gewerkschafts­
bund) gegründet. Allerdings hatte sich die Mitgliederstruktur dahingehend geändert, daß im 
Gegensatz zur Vorkriegszeit nun auch Gewerkschaften sozialistischer Staaten neben den 
Ge~er~schaften westlicher Staaten Mitglieder dieser weltumspannenden Gewerkschaftsor­
gamsauon waren. Bereits 1949 kam es aufgrund tiefgreifender Meinungsverschiedenheiten 

84) Vgl. Zur i~ternationalen Gewerkschaftsbewegung im folgenden die Beiträge von Tudyka, K.P., Internati~naler 
Bund FreIer Gewerkschaften (IBFG): Ließ, O.R., Weltgewerkschaftsbund (WGB) ' Etty T. und Piehl E. Welt-
ve b d cl Ab ' h " , , E r a~. . er r eltne mer (WV A); Tudyka, K.P., Internationale Berufssekretariate (IBS) sowie Tudyka, K.P., 

d uropalscher Gewerkschaftsbund (EGB) in: Mielke, S. (Hrsg.): Internationales Gewerkschaftshandbuch Opla-
en 1982, S. 3-56. ' 



190 Borislav Bjelicic 

zwischen beiden Gwerkschaftsgruppen über die amerikanische M.arshall-H.ilfe fü.r E~ropa 
zur Spaltung des WGB. Während die Gewerks~hafte~ ~er. marktwirtschafthch or~entlerten 
Staaten 1949 den ffiFG gründeten, verblieben dIe sozIahs~Ischen Gewerkschaften I~ WG~. 
Die im Verkehrswesen tätigen Arbeitnehmer waren zWIschen 19~9 und 1953 ~unachst m 
zwei speziellen Branchengewerkschaften des WGB, der Trade Umons Internat~onal 0/ Sea­
men, Inland Waterways Workers, Fishermen and P~r~ Workers un~ der Trade Untons Inter:z-a­
tional 0/ Land and Air Transport Workers, orgamsiert, be:or dIese 1953 zur Trade Unto~s 
International 0/ Transport Workers fusioniert wurden. DIeser Branchengewerkscha~, dIe 
eine von insgesamt 11 Branchengewerkschaften des WG.B ist, gehören heut~ natl~m~le 
Transportarbeitergewerkschaften aus 74 Staaten der Erde mIt zusammen ca. 20 MlO. MItghe-

dern an. 
Dem ffiFG sind nationale Gewerkschaften aus 97 Staaten angeschlossen, die sch.~~zungsweise 
83 Mio. Mitglieder verschiedener Branchen ver:reten. 19~0 ~egannen europaische ffiF~­
Mitgliedsverbände in der ERO (Europäische Regtonalorgamsatton) enger z~~ammenzuarbel­
ten. 1958 eröffneten die IBFG-Mitgliedsgewerkschaften der sechs EG-Grunderstaaten ~as 
Europäische Gewerkschaftssekretariat, das 1969 i.n .den ~BFG (Europäisch.er Bund /ret~ 
Gewerkschaften) umgewandelt wurde. 1973 konstitUle~te sIch der ~BFG - d~esmal um MIt­
glieder aus Dänemark, Großbritannien und Irland SOWIe aus europaischen ~Icht-EG-Staaten 
erweitert - neu im EGB. Auch der EGB nimmt die Interessen von Arbeitnehmern unt~r­
schiedlicher Branchen wahr und verfügt z. B. für die Wahrnehmung der Interessen der m 
der Verkehrswirtschaft Beschäftigten über einen speziellen Verkehrsausschuß. 

Eine enge Zusammenarbeit besteht zwischen dem ffiFG und den International~n Berufs­
sekretariaten, deren Ursprünge auf das 19. Jahrhundert zurückgeführt. werden konnen,. al.s 
durch Europa ziehende Handwerker und. Arbeiter ~ e~bindu~gen ZWIschen Berufsve:eml­
gungen europäischer Länder herstellten. Emes .der ~Itghedersta:ksten der ~ach 1945 wIeder­
entstandenen Internationalen Berufssekretanate 1St heute dIe Internattonale Tra~sport­
arbeiter-Vereinigung ITF (International Transport Workers' Fed~ation). :vährend dIe ITF 
ursprünglich 1896 zur Unterstützung von Hafen- und Werftarbeitern SOWIe Seeleute~.(Inte:­
national Federation o/Ship, Dock and River Workers) gegründet wor~en war, un~erstutzt .sIe 
heute weltweit Arbeitnehmer aller Verkehrszweige in Arbeitskonfhkten. SpeZIell hat. sIch 
die ITF auch mit der Lage der Seeleute, die auf unter. "Bi~li~aggen '.' fahrenden. SchIffe~ 
arbeiten, befaßt. Hauptsächliches Wirkungsfeld der ITF 1St dIe ~nternatl~nal~ Arbeit~orgam­
sation ILO. Gemeinsam mit der International Shipping Federatton ISF, dIe. eme A:~eItgeber­
organisation ist (siehe weiter oben), ist die ITF z. B. auch Mitglied der Jomt Marzttme Corn-

mission der ILO. 

Im Verlauf des 19. Jahrhunderts waren in Europa auch christliche A~be~tnehmerorganisatio­
nen entstanden, die 1920 mit dem IBCG (Internationaler Bund Chrzstltcher Gewerkschaften) 
eine internationale Dachorganisation erhalten hatten. Der ffiCG wurde nach 1 ~45 fortge­
führt, nennt sich aber seit 1968 Weltverband der A rbeitnehmer. De~ ~ A ge horen h:u~e 
christlich orientierte Gewerkschaften aus 93 Staaten der E:de an, dI: sIch bra~chenmäß~g 
auf gegenwärtig acht International Trade Federations aufteIlen. Zu dIe~en gehort a~ch ~Ie 
International Federation 0/ Trade Unions 0/ Transport Workers, zu der wIederum. zweI regIO­
nale christlich orientierte Gewerkschaftsorganisationen - die European Federatton 0/ Trade 
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Unions 0/ Transport Workers und die Latin Arnerican Federation 0/ Transport Workers -
gehören. 

Neben den genannten Transportarbeitergewerkschaften gibt es weitere internationale 
Transportarbeitergewerkschaften von regionaler Bedeutung, wie z. B. die Nordic Transport 
Workers Federation als Zusammenschluß nationaler Transportarbeitergewerkschaften Nor­
wegens, Schwedens, Finnlands, Islands und Dänemarks und die Arab Federation o/Transport 
Workers. 

Außerhalb der internationalen Gewerkschaftsorganisationen haben sich zusätzlich interna­
tionale Berufsvereinigungen als Interessenorganisationen der im Verkehr Beschäftigten kon­
stituiert, zu denen, um nur die wichtigsten zu nennen, die FONASBA (Federation o/Natio­
nal Associations 0/ Shipbrokers and Agents), die IABA (International Association 0/ Aircraft 
Brokers and Agents), die IF ALPA (International Federation 0/ Airline Pilots Associations), die 
IFATCA (International Federation o/Tra/fic Controllers' Associations), die IFAA (Internatio­
nal Flight Attendants Association), die Europäische Vereinigung der Eisenbahner AEC (Associa­
tion europeenne des cheminots), die Internationale Union der Berufskraft/ahrer UICR (Union 
internationale des chauffeurs routiers) und der Internationale Verband der Tarifeure IVT 
zählen. 

Als letzte Gruppe von internationalen Interessenorganisationen der Wirtschaft sind interna­
tionale Verbraucherverbände wie die International Organization 0/ Consumers' Unions und 
das European Bureau 0/ Consumers' Unions zu nennen, von denen jedoch nicht bekannt ist, 
in welchem Umfang sie die Interessen der Verbraucher als Nachfrager nach internationalen 
gewerblichen Personenverkehrsleistungen vertreten. Als spezielle Interessenorganisationen 
der Nachfrager nach internationalen gewerblichen Personenverkehrsleistungen können die 
IAPA (International Airline Passenger Association), die vor allem die Interessen der Vielflie­
ger vertritt, und die IF ALPA (Fondation internationale des associations de passagers amens) 
angesehen werden. 

Die Interessen der Teilnehmer am Personenindividualverkehr werden auf internationaler 
Ebene durch einige Interessenorganisationen des Freizeitbereichs vertreten. Hierzu zählen 
die Internationale Automobilvereinigung FIA (Federation internationale de I 'automobile) , in 
der nationale Automobilclubs aus über 100 Staaten der Erde zusammengeschlossen sind, wie 
auch internationale Interessenorganisationen der Motorradfahrer (z. B. Federation internatio­
nale rnotocycliste), Sportbootfahrer (z. B. Union 0/ International Motorboating), Fahrradfah­
rer (z. B. European Cyclist Federation) und Fußgänger (International Federation 0/ Pede­
strians). 

Schwierig ist es, Aussagen darüber zu machen, welchen Einfluß internationale Interessenor­
ganisationen des Sozialbereichs und der Gebietskörperschaften auf die Verkehrspolitik aus­
üben. Die wichtigsten internationalen Interessenorganisationen der Gebietskörperschaften 
sind der Rat der Gemeinden und Regionen Europas CEMR (Council 0/ Eu ropean Municipali­
ties and Regions), der Rat der Regionen Europas CER (Council 0/ European Regions), die 
Arbeitsgemeinschaft Alpenländer ARGE ALP,85) die Arbeitsgemeinschaft der Westalpen und 

85) Der ARGE ALP, die sich u. a. mit den Problemen des alpenüberquerenden Verkehrs befaßt, gehören die in 
der Alpenregion liegenden Bundesländer der Bundesrepublik Deutschland und Österreichs bzw. Kantone der 
SchweiZ und Teilrepubliken Italiens an. 
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die Arbeitsgemeinschaft der Ostalpen ALPE ADRIA. Ebenso schwierig ist es auch, den Kreis 
der verkehrspolitisch aktiven Interessenorganisationen anderer Bereiche des gesellschaftli­
chen Lebens zu bestimmen. Auf jeden Fall gehört zu diesem Kreis die Internationale Ver­
kehrssicherheitsorganisation PR! (Prevention Routiere Internationale), deren Mitglieder haupt­
sächlich nationale Verkehrssicherheitsorganisationen sind (in der Bundesrepublik Deutsch­
land ist dies der DVR - vgl. Kap. 2.1.2). Zugenommen hat in jüngerer Zeit der Einfluß 
internationaler Interessenorganisationen im Umweltbereich (Greenpeace, Aktionsgemein­
schaft "Rettet den Rhein" usw.), die z.B. von der Verkehrspolitik zusätzliche Beiträge (in 
Form technischer Vorschriften) zur Gewährleistung sicherer Gefahrguttransporte zu Land, 

auf dem Wasser und in der Luft fordern. 

Daneben gibt es z. B. Interessenvereinigungen aus den Bereichen Recht und Technik, die 
sich zu verkehrspolitischen Fragen und Problemen äußern. Stellvertretend für den Bereich 
Recht seien das CMI (Comite maritime international), das sich mit der Weiterentwicklung 
des Seerechts befaßt, und das Internationale Eisenbahnkomitee CIT (Comite International des 
Transports Ferroviaires) genannt, dem Eisenbahnverwaltungen aus 33 Staaten angehören, die 
sich speziell mit der Weiterentwicklung des Eisenbahnfrachtrechtes befassen. Stellvertretend 
für den Bereich Technik seien die Ständige Internationale Vereinigung der Straßenkongresse 
PlARC (Permanent International Association of Road Congresses) und die Ständige Internatio­
nale Vereinigung der Schiffahrtskongresse PIANC (Permanent International Association of 
Navigation Congresses) genannt. PlARC verfolgt ähnliche Ziele wie der IRF, besitzt aber 
eine andere Mitgliederstruktur, d. h. Mitglieder sind nationale Regierungen und Gebietskör­
perschaften. Ziel der Tätigkeit der PlANC ist die Förderung des technischen Ausbaus der 
Binnenwasserstraßen und Seewege sowie der Binnen- und Seehäfen. Mitglieder von PlANC 
sind nationale Regierungen, die beiden Kommissionen für die Rhein- und Donauschiffahrt 
(CCR und C.D.) sowie Unternehmen verschiedener Branchen. 

2.2.4 Exkurs: Internationale Finanzorganisationen und ihre Bedeutung für die Verkehrspolitik 

Wenn sie auch nicht unmittelbare Träger der internationalen Verkehrspolitik sind, so üben 
doch eine Reihe internationaler Finanzorganisationen durch ihre Finanzierungstätigkeit 
Einfluß auf die Verkehrsinfrastrukturpolitik aus, wobei die Besonderheit dieser im folgen­
den besprochenen Finanzorganisationen darin besteht, daß ihr Kapital von Staaten gezeich­
net ist, was sie von herkömmlichen Geschäftsbanken unterscheidet. Einen speziellen Beitrag 
zur Förderung von langfristigen Investitionsprojekten in Entwicklungsländern, zu denen 
typischerweise auch Verkehrsinfrastrukturprojekte zählen, leistet in Form von Darlehens­
vergaben und technischer Unterstützung durch Beratungsleistungen die Weltbankgruppe der 
Vereinten Nationen, zu denen die IDRD (Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwick· 
lung), die IDA (Internationale Entwicklungsorganisation) sowie die IFC (Internationale 
Finanz-Corporation) gehören.86) Auf regionaler Ebene arbeiten - nach ähnlichem Prinzip 
wie die Weltbank - zusätzlich die AsDB (Asian Development Bank), die AfDB (African 
Development Bank), die IDB (Inter-American Development Bank), die IsDB (Islamic Develop­
ment Bank) sowie die CDB (Caribbean Development Bank). 

86) Zur Tätigkeit der 'Weltbank auf diesem Gebiet vgl. Willoughby, CR., Transport and Commu~ications Research 
and the Developing Countries, in: Transportation Research - State of the Art, Perspectives and International 
Cooperation, hrsg. vom International Center for Transportation Studies, Rom 1981, pp. 411-428. 
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Ähnliche Aufgaben wie die W.eltbank übernimmt die in Luxemburg ansässige und 1958 auf 
der Gru~dl~ge des EWGV ernchtete EIB (Europäische Investitionsbank) die zum einen eine 
~ank mIt eIg~ner ~echtsp~:sönlich~eit, zum anderen aber auch eine Gemeinschaftsinstitu­
t~on der ~G 1st. ~Ie EID for~ert mIttels rückzahlbarer und zu verzinsender Darlehen zum 
~men P:oJekte, dIe ~er EntwIcklung wirtschaftsschwacher EG-Regionen dienen sowie Pro­
Je~te, dIe .. von gememsamen Interesse für mehrere oder alle Mitgliedstaaten der EG sind. 
~Ierzu zahlen vor allem auch V er~ehrsinfrastrukturprojekte. Allerdings konzentriert sich 
dIe Darlehensvergabe der EIB auf dIe EG-Staaten. Nur zu einem geringen Teil werden Darle­
he:?- an Staa~en außerhalb d~r EG v~rge?en. Die Mittel zur Darlehensvergabe stammen zum 
gro~te~ TeIl a~s den. AnleIhen, dIe dIe EIB am internationalen Kapitalmarkt aufnimmt. 
Zusat~hch ge,:ahrt dIe EID auch Darlehen aus den von ihr verwalteten Mitteln des Neuen 
c.emeznschaftsznstrumen~es/ür :4nleihen und Darlehen. Diese Mittel stammen aus Anleihen, 
~Ie vo~ der EG-KommIss~on 1m Namen der EG aufgenommen werden. Während die EIB 
uber . dIe Ver~abe von Mitteln aus den von ihr selbst am Kapitalmarkt aufgenommenen 
AnleI~en alleI~e entscheidet, ist die Vergabe der von der EIB verwalteten Mittel des Neuen 
Gemeznschaftsznstrumentes für Anleihen und Darlehen dar an geknu" pft d ß I . . . k . . ' a nvesuuonspro-
Je te von der ~ommissIOn als förderungswürdig erachtet werden.87) EIB-Darlehen werden 
entwede: als EI~zeld~rlehen für konkrete Projekte oder als Globaldarlehen an nationale 
oder regIOnale Fmanzierungsorganisationen vergeben, die hiermit kleinere Projekte fördern. 

3. Träger der wissenschaftlichen Verkehrspolitik 

Träger der wissenschaftlichen Verkehrspolitik88) sind vor allem die in Lehre und F h .. . U' . .. b .., orsc ung 
taugen mversitaten zw. dIe wIrtschaftswIssenschaftlichen und technischen Fakultäten 
z~geordne.ten Lehr~tühle für Verkehrsbetriebslehre~ Verkehrswirtschaft und Verkehrstech­
mk. DabeI haben SIch vor allem die verkehrswirtschaftlichen Lehrstühle volkswirtschaftli­
cher ~akultät~n ~it Fragen. der ,:issenschaftliche~ Verkehrspolitik befaßt. Politikberatung 
betreIbe.n s~hheßhch auch eme VIelzahl von sta.athch unterstützten oder ,':lnabhängigen For­
schungsmsututen .~nd ~eratungsge~~ll~chaften m F?rm gutachterlicher Außerungen. Diese 
umf.assend aufzuzahlen 1St kaum moghch. ~aher WIrd auch auf eine Nennung ausgewählter 
Institute und Beratungsgesellschaften an dIeser Stelle verzichtet, da eine solche Auswahl 
u. U. als Wertung aufgefaßt werden könnte. 

Beraten werde~ :,or alle~ die verkehrspolitischen Entscheidungsträger, aber auch 
Imeressen.orga.msauonen. !?Ie wissenschaftliche Beratung der Verkehrspolitik ist in der Bun­
desrepubhk seit 1949 auch m Form eines dem BMV zugeordneten Wissenschaftlichen Beirates 

87) Die EIB verwaltet außerdem die Mittel, die die Kommission im Namen von EURATOM f" d' F' . von Inv t' t' . K . . ur le manzlerung 
ten EGeHs I lOhne In l~ elrnenerglesektor aufmmmt, wie auch einen Teil der für die Entwicklungshilfe bestimm­

- aus atsmItte. 
88) Vgl. die sich spez' 11 . F d . h ftl ' Willeke R (H l)e;.lt rag~nf ~r Wlssensc a tchen Beratung der Verkehrspolitik befassenden Aufsätze in: 

Besteh:n de Irsg:, f~~ensc a thche. Beratung der verkehrspolitischen Planung - Festschrift zum 50jährigen 
schrift f" VS ~s~tuts. ur VerkehrswIssenschaft an der Universität zu Köln, erschienen als Heft 112 der Zeit­
tung de;:ek;~r:l rs;~senschaft, 4~)g. (1971) sowie ~i~ Ausführungen von Aberle, G., Wissenschaftliche Bera­
Zeitschrift f" Venk hlrtsc.haftspohhfuk - ordnungspoltusche Fragen verkehrspolitischer Beratungstätigkeit in' 

ur er e rswIs~ensc a t, 55. Jg. (1984), S. 29-38. ' . 
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institutionalisiert.89) Dieser Beirat, der sich aufgrund eigener ThemensteIlung oder auf Bit­
ten des Bundesverkehrsministers gutachterlich zu aktuellen Fragen der nationalen sowie 
internationalen Verkehrspolitik äußert, besteht aus einer sog. Gruppe A (Verkehrswirt­
schaft) und einer Gruppe B (Verkehrstechnik), deren Mitglieder Hochschulprofessoren sind. 

4. Entwicklungsperspektiven der Zusammenarbeit 
der Träger der Verkehrspolitik 

Alle bislang genannten Träger der nationalen und internationalen Verkehrspolitik stehen 
untereinander in vielfältigen Informations- und Beratungsbeziehungen. Unmöglich ist es 
jedoch, einen vollständigen Überblick über das gesamte Beziehungsgeflecht zu erlangen, das 
nationale und internationale Träger der Verkehrspolitik weltweit miteinander verbindet, 
zumal sich die Beziehungen zwischen den Trägern der Verkehrspolitik auch ständig verän­
dern. Insbesondere führen wechselnde Themenschwerpunkte der Verkehrspolitik zu stän­
dig neuen Interessenkoalitionen zwischen Trägern der nationalen und internationalen Ver­
kehrspolitik. 

Keine Entwicklung verdeutlicht gegenwärtig besser die Dynamik, mit der sich die Beziehun­
gen zwischen Trägern der Verkehrspolitik verändern, wie die Entwicklung des einheitlichen 
EG-Verkehrsmarktes bis 1992. So kann spätestens seit der Verabschiedung der Einheitlichen 
Europäischen Akte, die mit dem festgeschriebenen Ziel der Schaffung des Europäischen Bin­
nenmarktes bis 1992 den Entscheidungsdruck in der EG verstärkt und gleichzeitig im Mini­
sterrat die Voraussetzung für eine Beschleunigung der Entscheidungsprozesse geschaffen hat, 
eine Intensivierung der Tätigkeit von Interessenorganisationen auf EG-Ebene beobachtet 
werden. Aufgrund der zentralen Bedeutung des Ministerrates im EG-Entscheidungsprozeß 
bleibt jedoch auch die Lobbytätigkeit nationaler Interessenorganisationen bei ihren jeweili­
gen Regierungen nach wie vor von großer Bedeutung.90) 

In dem Maße, in dem es dem Europäischen Parlament jedoch gelingen sollte, seine Mitspra­
chemöglichkeiten zu erweitern und in konkrete Entscheidungsbefugnisse umzuwandeln, ist 
auch mit einer verstärkten Lobbytätigkeit nationaler und europäischer Interessenorganisa­
tionen auf Parlamentsebene zu rechnen. Bereits heute kann eine auf das Europäische Parla­
ment ausgerichtete wachsende Lobbytätigkeit der Interessenorganisationen nachgewiesen 
werden. So gab in einer Ende 1987/ Anfang 1988 von Hrbek und Schweitzer durchgeführten 
Befragung von 72 deutschen Abgeordneten die Hälfte an, Funktionen in Interessenorganisa­
tionen auf nationaler Ebene bzw. in EG-weit operierenden Interessenorganisationen wahr­
zunehmen. HrbeklSchweitzer stellten ferner in der von ihnen durchgeführten Befragung 
deutscher Europaparlamentsabgeordneter fest: "Gelegentliche Beobachtungen, wonach das 
EP und seine Mitglieder Adressaten gezielter Verbandsaktivitäten sind, finden in den 
Antworten der Abgeordneten zu diesem Komplex eine deutliche Bestätigung: 60 Abgeord-

89) Vgl. hierzu auch die Ausführungen bei Schirmer, E., Die politische Beratung - Wissenschaftliche Erkenntnisse 
im Spannungsfeld politischer Entscheidungen, in: Zeitschrift für Verkehrswissenschaft, 55. Jg. (1984), 
S. 39-48, der über Entstehung, Entwicklung und Funktionen des Wissenschaftlichen Beirates beim Bundesver­
kehrsministerium berichtet. 

90) Kirchner, E.J., Interessenverbände im EG-System und der Integrationsprozeß, in: Integration, 9. Jg. (1986), 
H. 4, S. 156-165, hier S. 157. 
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n~te (83,3 %) erklären, sie seien ,häufig' Adressaten von Aktivitäten nationaler Interessenver­
band~ und 46 (63,9%) erklären dies für die EG-weiten Verbandszusammenschlüsse. Nur 10 
(13,9 Yo) bzw. 21 (29,2 %) bezeichnen solche Verbandsaktivitäten ihnen gegenüber als 
,selten'''.91) 

Die Bede~tung der EG-Organe wird zweifelsohne zukünftig noch an Bedeutung gewinnen 
und damit auc~ z,: neuen Anforderungen an die personelle Ausstattung internationaler 
Interessenorgan~sat~onen führen. Gleichfalls wird auch das Tätigkeitsfeld der nationalen 
Interessenorgamsatlonen m den EG-Staaten zunehmend europäischer so daß d d h' 
h .. hAb . b 1 ' a urc eme 

o ere r e.lts e as:ung ~uf die Führungsspitze der nationalen Interessenorganisationen 
zukommt. LIeßen SIC~ fruher Unternehmer ohne größere Schwierigkeiten für die Über­
nahme von. ehrena~~hch.en A~fgaben in nationalen Interessenorganisationen neben ihrer 
hauptberuflIchen Tatlgkelt gewmnen, so hat ?eren Bereitschaft hierzu seit einiger Zeit zwei­
f~~so~ne abgenommen. Statt dessen werden dIe" Verbandspräsidenten im Monatslohn" immer 
hauflger. 

Der Grund für .die Ablehnung der Doppel- und Mehrfachbelastung durch Unternehmer 
kann :or allem m ~er zuneh~enden Dynamik und Komplexität der Märkte gesehen wer­
~en, dIe, an~er.s als m ~er Zeit ungebremsten Wirtschaftswachstums, von ihnen eine inten­
SIvere Besc?aftlgung mit den Chancen und Risiken der Märkte und den Stärken und Schwä­
c~en des elge~~-? U-?tern~hmens verlangt. Außerdem hat die zunehmende Internationali­
sIer~n.g .. der Tatlgkelt natlonaler Inte~essenorg~nisationen dazu beigetragen, daß sich die 
Aktlvltaten zunehmend von den natIOnalen Sitzen der Interessenorganisationen entfernt 
haben und damit die zeitlichen Belastungen noch zugenommen haben.92) 

Auch in der nati?nalen Politik hat der Einfluß von Interessenorganisationen in den vergan­
genen 1 ahren weiter zugenommen, was am Beispiel der Bundesrepublik Deutschland veran­
scha~hcht .werden. soll. ~um 14.8. 1987 waren insgesamt 1.331 Interessenorganisationen in 
der of~ent~Ichen LIste ?elm Bundestag registriert (vgl. Kap. 2.1.2), während fünfzehn Jahre 
zuvor m emer ersten LIste erst 635 Interessenorganisationen registriert waren. Auch die Zahl 
der B~ndestagsabgeord~.e~en,. die Mitglieder in Interessenorganisationen sind und/oder 
neben Ih~er ~undestagstatlgkelt hauptberufliche oder ehrenamtliche Funktionen in Interes­
senorg~msatIOnen ausüben, hat sich in den vergangenen Jahren kontinuierlich erhöht Läßt 
man dIe bloße Mitgliedschaft ~ußer acht, so nahmen von den 520 Abgeordneten d~s 10. 
Deut.schen B~ndestages (1983 bIs 1987) 11,9% hauptberufliche oder ehrenamtliche Funktio­
nen m A~beItnehmerorganisationen wahr. 3,3 % der Abgeordneten nahmen in Industrie­
~nd ArbeItgeberor.gan.isationen, 9,4.% in Interessenorganisationen des Mittelstandes, 1,0 % 
In Interessenor~am.satlonen der fr~Ien B~rufe, 0,2 % in Verbraucherverbänden, 11,5 % in 
Int~re~senorgamsatl~nen des SozIalbereiches, 20,0 % in Interessenorganisationen des 
FreiZelt-, Kultur-, Wlssenschafts-, Religions- und Politikbereiches und 0,6 % in Interessenor-

91) Hrbek R S h ' C eh D' d 
sehen' ." .e wettzer, .- .. :" Je eutschen ~uropa-Parlamentarier - Ergebnisse einer Befra un der deut-
"Das ~~~:~ee~:.,d~ ;U~~~;Js~~e~ ~;r819amSen3ts, 1In8: Ah.us Politik und Zeitgeschichte, Beilage zur ~oc~enzeitung 

92) V I V U ' , ,... .~. - , ler S. 8. 
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ganisationen öffentlicher Gebietskörperschaften solche Funktionen - manche Abgeordnete 
dabei in mehr als einer Interessenorganisation - wahr.93) 

Abschließend sei ergänzend darauf hingewiesen, daß auch das politische Beziehungsgeflecht, 
welches Staaten und Staatenorganisationen miteinander verbindet, kontinuierlich Verände­
rungen unterliegt. So deutet z. B. die Entwicklung der EG-Verkehrspolitik darauf hin, daß 
teilweise auch die verkehrspolitischen Beziehungen zu Staaten außerhalb der EG zukünftig 
anders geordnet werden könnten. Im Zusammenhang mit der Neuordnung des EG­
Luftverkehrsmarktes wurde bereits über die Schaffung einer EG-Luftfahrtbehörde nachge­
dacht, an die die Regierungen aller EG-Staaten nationale Kompetenzen übertragen würden 
und die dann für die EG insgesamt Luftverkehrsrechte mit Drittstaaten aushandelt.94) Völlig 
ungewiß ist schließlich, wie sich der tiefgreifende politische Wandel in Osteuropa, der im 
November 1989 auch die DDR erfaßte, langfristig auf die Beziehungen der Staatshandelslän­
der zu Industrie- und Entwicklungsländern und auf die Beziehungen der Staatshandelsländer 
untereinander auswirken wird. 

Summary 

National governments and many international governmental organizations as weil as national and international 
non-governmental organizations are participating in transport policy. Some of them are decision-makers, others 
are influencing decisions. This article wants to give a survey about the most important participants and their tasks 
as weil in national transport policy as in international transport policy. The article gives also an outlook on the 
future development of co-operation between the different participants in transport policy, especially between those 
who participate in EEC Transport Policy. 

93) Vgl. Schindler, P., Datenhandbuch 1980-1987, S. 600-601 und S. 202-204. 
94) Vgl. hierzu die Ausführungen bei Feldman, JM., Müssen die USA ihre Auffassungen über Verkehrsrechtsver­

handlungen künftig ändern? in: Internationales Verkehrswesen, 40. Jg. (1988), H. 5, S. 324-330, der über die 
Einschätzung der USA zu den Perspektiven der Luftverkehrsbeziehungen zwischen den USA und der EG 
berichtet. 
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